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Deine persönliche Pensionskassenberatung.
Bei uns wirst du persönlich beraten. Wir gehen auf individuelle Bedürfnisse deines Unternehmens
ein und betreuen alle deine Pensionskassenanliegen sicher und erfahren.

Scannen und
informieren. Finanziell selbstbestimmt leben.

Du kümmerst dich um
die Zufriedenheit deiner
Kundinnen und Kunden.

Wir um die
Pensionskasse für
dein Unternehmen.

Konkurrenzverbote richtig gestalten: Was das Bundesgericht klargestellt hat
Konkurrenzverbote sind ein
beliebtes Instrument, um das
eigene Know-how zuschützen.
Rechtlich sind sie heikel –
und können für Arbeitgeber
teuer werden, wenn sie nicht
sauber formuliert sind. Das
zeigt ein neuer Entscheid des
Bundesgerichts, der für KMU
von grosser Bedeutung ist.

ANDRÉ BRUNSCHWEILER

Ein leitender Angestellter hatte ein
zweijähriges Konkurrenzverbot unter-
zeichnet und erhielt im Gegenzug eine
Entschädigung. Nachdem er gekündigt
hatte, wollte die Arbeitgeberin das Ver-
bot jedoch einseitig aufheben und keine
Entschädigung zahlen. Sie berief sich
auf ein angebliches Kündigungsrecht.

Das Bundesgericht stellte in seinem
Urteil klar: Ohne ausdrückliche ver-
tragliche Regelung gibt es kein solches
Recht (4A_5/2025 vom 26. Juni 2025).
Wenn ein Arbeitgeber dem Arbeitneh-
mer eine Entschädigung verspricht, da-
mit er das Konkurrenzverbot einhält,
stellt dies einen zweiseitigen, verbind-
lichen Vertrag dar. Ein Verzicht bzw.
eine Kündigung durch den Arbeitgeber
ist nur möglich, wenn dies ausdrücklich
vereinbart wurde.

Gesetzlich ist erlaubt, dass sich ein
Arbeitnehmer verpflichtet, nach Been-
digung des Arbeitsverhältnisses keine

konkurrenzierendeTätigkeit aufzuneh-
men. Das umfasst etwa die Gründung
eines Konkurrenzunternehmens, die
Anstellung bei einem direkten Konkur-
renten oder eine Beteiligung mit Ein-
fluss auf die Geschäftsführung.

Ein Konkurrenzverbot ist unter
drei Voraussetzungen gültig: Erstens
braucht es eine schriftliche Vereinba-
rung. Dies bedeutet: eine eigenhändige
oder eine qualifizierte elektronische
Unterschrift. Einfache elektronische
Signaturen – etwa per iPad – oder Unter-
schriftskopien genügen nicht. Wird im
unterzeichneten Arbeitsvertrag aus-
drücklich auf ein Reglement oder allge-
meine Anstellungsbedingungen verwie-
sen, die eine Konkurrenzklausel enthal-
ten, genügt dies in der Regel. Zweitens

muss der Arbeitnehmer Einblick in den
Kundenkreis oder in Geschäftsgeheim-
nisse haben, deren Verwendung den
Arbeitgeber erheblich schädigen könnte.
Erforderlich sind somit zwei Elemente:
Zugang zu Kunden- oder Geheimniswis-
sen und eine erhebliche Schädigungsge-
fahr.Wissen, das branchenüblich öffent-
lich verfügbar ist, gilt nicht als Geschäfts-
geheimnis. Fehlen Kundenbeziehungen
oder besondere Betriebsgeheimnisse,
läuft ein Konkurrenzverbot leer, zum
Beispiel bei Profifussballern.

Es kommt auf den Einzelfall an

Drittens stellt ein Konkurrenzverbot
eine Einschränkung derWirtschaftsfrei-
heit dar und muss daher zeitlich, örtlich

und sachlich angemessen begrenzt sein.
Es darf den Arbeitnehmer nicht unzu-
mutbar in seiner beruflichen Zukunft
behindern.EineDauer vonmehr als drei
Jahren ist nur in Ausnahmefällen zuläs-
sig. Fällt das schutzwürdige Interesse
des Arbeitgebers weg, erlischt auch das
Konkurrenzverbot. Es entfällt ebenfalls,
wenn der Arbeitgeber ohne begründe-
ten Anlass kündigt oder der Arbeit-
nehmer aus wichtigem, vom Arbeitge-
ber verschuldetem Grund kündigt. Ob
ein begründeterAnlass vorliegt,wird im
Einzelfall beurteilt. In Arbeitsverträgen
wird teilweise eine sogenannte Karenz-
entschädigung vereinbart – ein Entgelt
für die Einhaltung des Konkurrenzver-
bots, das finanzielle Einbussen kompen-
sieren soll.

DochVorsicht:WiedasBundesgericht
im eingangs erwähnten Entscheid klar-
gestellt hat, wird ein Konkurrenzverbot
durch eine solche Entschädigung zum
zweiseitigen Vertrag. Ohne ausdrück-
liche Klausel kann der Arbeitgeber das
Verbot nicht einseitig aufheben oder
darauf verzichten, um die Zahlung zu
umgehen.

Auch eineAnrechnung vonErsatzein-
kommen ist nur zulässig, wenn dies ver-
traglich vorgesehen ist. Fehlt eine solche
Regelung, schuldet der Arbeitgeber die
volle Entschädigung – selbst wenn der
Arbeitnehmer unmittelbar eine neue
Stelle antritt.Arbeitgeber sind daher gut
beraten, sich vertraglich eineMöglichkeit
zum Verzicht oder zur Kündigung des
Konkurrenzverbots vorzubehalten, um
sich Flexibilität zu wahren und unge-
wollte Zahlungsverpflichtungen zu ver-
meiden. Verstösst ein Arbeitnehmer
gegen ein wirksames Konkurrenzver-
bot, schuldet er Schadenersatz. Da der
Nachweis eines konkreten Schadens oft

schwierig ist, wird üblicherweise eine
Konventionalstrafe vereinbart. Sofern
schriftlich vereinbart, kann der Arbeit-
geber dem Arbeitnehmer auch gericht-
lich untersagen lassen, eine konkurrie-
rende Tätigkeit auszuüben.

Was jetzt zu tun ist

Konkurrenzverbote sind ein scharfes
Schwert – aber nur, wenn sie sauber ge-
schmiedet sind. Wer hier nachlässig ist,
riskiert nicht nur die Unwirksamkeit
des Verbots, sondern auch erhebliche
Kosten. Prüfen Sie Ihre Verträge: Liegt
Schriftlichkeit vor? Sind Dauer, geo-
grafischer Geltungsbereich, Karenzent-
schädigung und Kündigungsmöglichkei-
ten klar geregelt? Wenn nicht, ist jetzt
der richtige Zeitpunkt, nachzubessern.

André Brunschweiler ist Rechtsanwalt und
Partner der Kanzlei Lalive in Zürich, in seiner
Kolumne auf moneyhouse.ch/kmuplus/recht
bespricht er juristische Fragen, die Schweizer
KMU beschäftigen oder beschäftigen sollten.

Tipp Nr. 18: Schauen Sie während einer Präsentation lange stumm auf ein paar Hand-
zettel. Erklären Sie dann, dass Sie Ihre Handschrift nicht lesen können. ARMIN APADANA
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